Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/417 


Der Präsident des Bundesredinungshofes 

Pr. 2/1 - 2006/31 - 2.66 


Frankfurt (Main), den 4. März 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Übertragung von Aufgaben auf das Bundesverwal- 

tungsamt 

Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 14. 
Oktober 1959 

- Drucksache 1129 der 3. Wahlperiode - 


Nach der vorbezeichneten Entschließung habe ich zum Ende 
jedes Redinungsjahres dem Bundestag zu beridT.ten, inwie- 
weit die Bundesregierung nach meiner Kenntnis Aufgaben an 
das Bundesverwaltungsamt abgeben und Bundesdienststellen 
mit dem Bundesverwaltungsamt vereinigen kann. Das ist zu- 
letztunter dem 16. März 1965 — Drucksache IV/3231 - geschehen. 

Im Jahre 1965 sind auf das Bundesverwaltungsamt übertragen 
worden : 

1. Aufgaben der Ausbildungsbehörden nach § 2 der Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung für die Laufbahn des mittleren 
nichttechnischen Dienstes in der allgemeinen und inneren 
Verwaltung des Bundes vom 13. Mai 1965 (Bekanntma- 
diung des Bundesministers des Innern vom 24. Mai 1965 — 
Z 2 - 001 231 - 2/2 GMBl. S. 122), 

2. Gewährung einer einmaligen Zuwendung an Inhaber des 
Diploms einer Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie (Rund- 
sdueiben des Bundesministers des Innern vom 22. Juni 
1965 - II A 4 - 216 520 GMBl. S. 182), 

3. Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben des Bundes für 
den zivilen Ersatzdienst nach § 2 des Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst in der Fassung vom 16. Juli 1965 (BGBl. I 
S. 983) in Verbindung mit Artikel 5 des Änderungsge- 
setzes vom 28. Juni 1965 (BGBl. I S. 531), 
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4. Verwaltungsaufgaben des Auswärtigen Amtes, die durch 
die Zahlung von Her- und Rückreisekosten, Gepäckbeför- 
derungskosten und Nebenkostenhilfe für Teilnehmer an dem 
Programm zur Weiterbildung deutschstämmiger Auslands- 
lehrer entstehen (Bekanntmachung des Auswärtigen Amtes 
vom 21. Juli 1965 - ZB 1 - 80.40/4 GMBl. S. 381), 

5. Behandlung der Eheschließungen spanischer Staatsangehö- 
riger nach § 15a Ehegesetz (Aufbewahrung der Listen der 
ermächtigten Geistlichen) (Rundschreiben des Bundesmini- 
sters des Innern vom 1 . Dezember 1965 — I B 4 — 133 21 1/4 
nicht veröffentlicht). 

Die Prüfungstätigkeit des Biindesrechnungshofes und die Unter- 
suchungen meiner Gutachtenabteilung im Jahre 1965 haben 
keine Tatbestände im Sinne der Entschließung des Deutschen 
Bundestages ergeben. Die gleiche Feststellung ist bereits seit 
1962 getroffen worden (vgl. Drucksachen IV/1414, IV/1996, 
IV/3231). Etwa seit diesem Zeitpunkt war der Aufbau des Bun- 
desverwaltungsamtes im wesentlichen abgesdilossen. Die ihm 
in den folgenden Jahren nodi übertragenen, in meinen Be- 
riditen jeweils einzeln aufgeführten Aufgaben haben geringere 
Bedeutung. Bundesdienststellen, die mit dem Bundesverwal- 
tungsamt hätten vereinigt werden können, sind offenbar nidit 
mehr vorhanden. 

Bei dieser Sachlage rege idi an, in Zukunft im Interesse der 
Einsparung von Verwaltungsarbeit auf eine jährliche Beridit- 
erstattung zu verzichten; dazu würde es einer formellen Auf- 
hebung der Entsdiließung des Deutsdren Bundestages vom 
14. Oktober 1959 nach dem parlamentsrechtlichen Grundsatz 
der Diskontinuität nicht bedürfen. Ebenso wie der Bundes- 
ininister des Innern werde ich die Entwicklung weiter ver- 
folgen und im gegebenen Falle im Sinne der Entsdiließung 
von mir aus beriditen. 


Hopf 
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